
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1027

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 4. Juni 1969 43. Stück

164. Verordnung: Ausstattung und Art des Tragens des Bundesheerdienstzeichens
165. Verordnung Ausstattung und Art des Tragens der Wehrdiensterinnerungsmedaille
166. Kundmachung: Abänderung des Art. 27 der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichts-

hofes für Menschenrechte
1 6 7 . Abkommen zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung der

Ungarischen Volksrepublik über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für
Inhaber von Dienstpässen

168. Vereinbarung zwischen dem Bundesministerium für Verkehr und verstaatlichte Unterneh-
mungen als Oberste Zivilluftfahrtbehörde der Republik Österreich und der
Generaldirektion der Zivilluftfahrt im Verkehrs- und Postministerium als
Oberste Luftfahrtbehörde der Ungarischen Volksrepublik über die Abände-
rung des Anhanges 1 und 2 des Abkommens zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Regierung der Ungarischen Volksrepublik über
den Luftverkehr

1 6 4 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 9. Mai 1969 über
die Ausstattung und die Art des Tragens des

Bundesheerdienstzeichens
Auf Grund des § 7 des Bundesgesetzes vom

10. Juli 1963, BGBl. Nr. 202, über das Bundes-
heerdienstzeichen, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 97/1969, wird verordnet:

§ 1. Das Bundesheerdienstzeichen ist nach der
in der Anlage enthaltenen Beschreibung zu ge-
stalten.

§ 2. Das Bundesheerdienstzeichen ist am drei-
eckig gefalteten Band an der linken Brustseite zu
tragen. Sind Dienstleistungen der im § 4 bzw. im
§ 5 des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 202/1963 in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 97/1969
beschriebenen Art durch eine Spange gesondert
zu würdigen, so ist diese auf dem Band anzu-
bringen. Das Tragen von Bandspangen (Feld-
spangen) zur Uniform und das Tragen der Deko-
ration in bildgetreuem verkleinertem Maßstab
(Miniatur) sowie das Tragen des Bandes in Form
von Rosetten oder schmalen Leisten zur bürger-
lichen Kleidung ist gestattet.

§ 3. Das Bundesministerium für Landesvertei-
digung hat ein Verzeichnis über die Verleihung
von Bundesheerdienstzeichen zu führen.

§ 4. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministeriums für
Landesverteidigung vom 14. Feber 1964, BGBl.

Nr. 30, über die Ausstattung und die Art des
Tragens des Bundesheerdienstzeichens außer
Kraft.

Prader

Anlage

Beschreibung des Bundesheerdienstzeichens

1. Bundesheerdienstzeichen 1. Klasse:

a) K l e i n o d : Höhe 35 mm, Breite 35 mm,
achtspitziges goldenes Kreuz mit schwarz
emailliertem Mittelkreuz, überhöht von
dem silbernen Adler des österreichischen
Staatswappens. Auf der Rückseite trägt das
Kreuz ein erhöhtes, kreisrundes Mittelfeld,
das die Zahl 25 zeigt. Die Verbindung des
Kreuzes mit dem dreieckig gefalteten Band
wird durch eine 8 mm lange und 5 mm
breite goldene Öse hergestellt.

b) B a n d : Blau, 45 mm breit, mit einem
25 mm breiten, weißen Mittelstreifen und
beiderseits einem je 2 mm breiten, weißen
Vorstoß versehen.

2 Bundesheerdienstzeichen 2. Klasse:

a) K l e i n o d : Höhe 35 mm, Breite 35 mm,
achtspitziges silbernes Kreuz mit schwarz
emailliertem Mittelkreuz, überhöht von
dem silbernen Adler des österreichischen
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Staatswappens. Auf der Rückseite trägt das
Kreuz ein erhöhtes, kreisrundes Mittelfeld,
das die Zahl 15 zeigt. Die Verbindung des
Kreuzes mit dem dreieckig gefalteten Band
wird durch eine 8 mm lange und 5 mm
breite silberne Öse hergestellt.

b) B a n d : Blau, 45 mm breit, mit einem
7 mm breiten, weißen Mittelstreifen und
beiderseits einem je 2 mm breiten, weißen
Vorstoß versehen.

3. Bundesheerdienstzeichen 3. Klasse:
a) K l e i n o d : Höhe 35 mm, Breite 35 mm,

achtspitziges bronzenes Kreuz, überhöht
von dem bronzenen Adler des österreichi-
schen Staatswappens. Auf der Rückseite
trägt das Kreuz ein erhöhtes, kreisrundes
Mittelfeld, das die Zahl 5 zeigt. Die Ver-
bindung des Kreuzes mit dem dreieckig ge-
falteten Band wird durch eine 8 mm lange
und 5 mm breite bronzene Öse hergestellt.

b) B a n d : Blau, 45 mm breit, mit einem
beiderseits je 2 mm breiten, weißen Vorstoß
versehen.

c) S p a n g e :
Bronze.

34 mm lang, 6 mm breit,

1 6 5 . Verordnung des Bundesministers für
Landesverteidigung vom 9. Mai 1969 über die
Ausstattung und die Art des Tragens der

Wehrdiensterinnerungsmedaille

Auf Grund des § 5 des Bundesgesetzes vom
10. Juli 1963, BGBl. Nr. 203, über die Wehr-
diensterinnerungsmedaille wird verordnet:

§ 1. Die Wehrdiensterinnerungsmedaille ist
nach der in der Anlage enthaltenen Beschreibung
zu gestalten.

§ 2. Die Wehrdiensterinnerungsmedaille ist am
dreieckig gefalteten Band an der linken Brust-
seite zu tragen. Das Tragen von Bandspangen
(Feldspangen) zur Uniform und das Tragen der
Dekoration in bildgetreuem verkleinertem Maß-
stab (Miniatur) sowie das Tragen des Bandes in
Form von Rosetten oder schmalen Leisten zur
bürgerlichen Kleidung ist gestattet.

§ 3. Das Bundesministerium für Landesvertei-
digung hat ein Verzeichnis über die Verleihung
von Wehrdiensterinnerungsmedaillen zu führen.

§ 4. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministeriums für
Landesverteidigung vom 14. Feber 1964, BGBl.
Nr. 31, über die Ausstattung und die Art des
Tragens der Wehrdiensterinnerungsmedaille
außer Kraft.

Prader

Anlage

Beschreibung der Wehrdiensterinnerungsmedaille

1. Wehrdiensterinnerungsmedaille in Bronze
a) M e d a i l l e : Kreisrund, Bronze, Durch-

messer 40 mm. Auf der Vorderseite zeigt
die Medaille die Aufschrift „Stets bereit
für die Republik Österreich", darunter das
Hoheitszeichen für Kampffahrzeuge und
Militärluftfahrzeuge sowie zwei von Eichen-
laub umgebene gekreuzte Schwerter. Die
Rückseite der Medaille zeigt den Adler des
österreichischen Staatswappens. Die Ver-
bindung der Medaille mit dem dreieckig
gefalteten Band wird durch eine bronzene
Öse hergestellt.

b) B a n d : Blau, 45 mm breit, mit einem
6 mm breiten rot-weiß-roten Mittelstreifen
versehen.

2. Wehrdiensterinnerungsmedaille in Silber
a) M e d a i l l e : Kreisrund, versilbert, Durch-

messer 40 mm. Auf der Vorderseite zeigt
die Medaille die Aufschrift „Stets bereit
für die Republik Österreich", darunter das
Hoheitszeichen für Kampffahrzeuge und
Militärluftfahrzeuge sowie zwei von Eichen-
laub umgebene gekreuzte Schwerter. Die
Rückseite der Medaille zeigt den Adler des
österreichischen Staatswappens. Die Ver-
bindung der Medaille mit dem dreieckig
gefalteten Band wird durch eine silberne
Öse hergestellt.

b) B a n d : Blau, 45 mm breit, beiderseits mit
einem 3 mm vom Rand entfernten, 6 mm
breiten rot-weiß-roten Streifen versehen.

1 6 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom 19. Mai 1969 betreffend die Abänderung
des Art. 27 der Verfahrensordnung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat in der Plenarsitzung vom 27. September
1968 beschlossen, Artikel 27 seiner Verfahrensordnung (BGBl. Nr. 108/1963, in der Fassung der
Kundmachungen BGBl. Nr. 123/1966, 105/1967 und 315/1967) wie folgt neuzufassen:

Der Gerichtshof kann jeder
Partei gestatten, sich einer ande-
ren als der französischen oder
englischen Sprache zu bedienen.
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In diesem Fall hat die be-
treffende Partei der Urschrift
jedes von ihr vorgelegten
Schriftstückes eine Übersetzung
in die französische oder eng-
lische Sprache beizufügen; sie
hat für die Übersetzung der
Plädoyers und Erklärungen
ihrer Prozeßbevollmächtigten,
Beistände und Anwälte in die
französische oder englische
Sprache zu sorgen und in dem
vom Gerichtshof jeweils zu be-
stimmenden Umfang die sonsti-
gen zusätzlichen Kosten der
Verwendung einer anderen als
der Amtssprache zu tragen.

Klaus

167.

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER BUNDESREGIERUNG
DER REPUBLIKÖSTERREICH UND DER
REGIERUNG DER UNGARISCHEN
VOLKSREPUBLIK ÜBER DIE AUF-
HEBUNG DER SICHTVERMERKS-
PFLICHT FÜR INHABER VON DIENST-

PÄSSEN

Die Bundesregierung der Republik Österreich
und die Regierung der Ungarischen Volksrepublik
haben, in dem Bestreben, die beiderseitigen Be-
ziehungen auch auf dem Gebiete des Reisever-
kehrs weiter zu verbessern, beschlossen, ein Ab-
kommen über die Aufhebung der Sichtvermerks-
pflicht für Inhaber von Dienstpässen zu schließen,
und haben zu diesem Zweck zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

für die Bundesregierung der Republik Öster-
reich:
Herrn Dr. Kurt W a l d h e i m
Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten

für die Regierung der Ungarischen Volksrepu-
blik:
Herrn Dr. Jenö Simó
außerordentlicher und bevollmächtigter Bot-
schafter

Diese haben nach Austausch ihrer für gut und
richtig befundenen Vollmachten vereinbart:

Artikel 1
Die Staatsbürger der Vertragsstaaten, die In-

haber eines gültigen Dienstpasses sind, dürfen ohne
Sichtvermerk in das Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates einreisen oder durch dessen
Hoheitsgebiet durchreisen.
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Artikel 2

Die Begünstigung des Artikels 1 gilt nicht für
die Inhaber ungarischer Dienstpässe, die zur Teil-
nahme an sportlichen oder künstlerischen Veran-
staltungen in das Hoheitsgebiet der Republik
Österreich einreisen oder durch dieses durch-
reisen. Die Dienstpässe dieser Personen werden
von den ungarischen Behörden entsprechend ge-
kennzeichnet.

Artikel 3

(1) Die in Artikel 1 erwähnten Personen sind
berechtigt, sich ohne Sichtvermerk oder Aufent-
haltsberechtigung drei Monate im Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates aufzuhalten.

(2) Inhaber von gültigen Dienstpässen, die Mit-
glieder der diplomatischen Mission oder einer
konsularischen Vertretung eines Vertragsstaates
auf dem Hoheitsgebiet des anderen Vertrags-
staates oder Vertreter eines Vertragsstaates
bei einer internationalen Organisation, die
ihren Sitz auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates hat, sind oder einer solchen Or-
ganisation als Beamte angehören, sowie ihre im
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten und
minderjährigen Kinder, wenn diese gültige
Dienstpässe besitzen, sind berechtigt, sich ohne
Sichtvermerk oder Aufenthaltsberechtigung wäh-
rend der Dauer der Dienstverwendung im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates aufzu-
halten.

Artikel 4

Österreichische Staatsbürger, die Inhaber eines
gültigen gewöhnlichen Reisepasses sind und die
zur Erfüllung wirtschaftlicher Aufgaben in das
Hoheitsgebiet der Ungarischen Volksrepublik ein-
reisen oder durch dieses durchreisen wollen, er-
halten den hiefür erforderlichen Sichtvermerk
gebührenfrei und mit einer Gültigkeitsdauer von
sechs Monaten, wenn sie einer ungarischen Ver-
tretungsbehörde eine Bestätigung ihrer zuständi-
gen Interessenvertretung über die Notwendigkeit
der Reise oder die offizielle Einladung einer un-
garischen Stelle beibringen.

Artikel 5

Durch das Abkommen wird das Recht der zu-
ständigen Behörden der Vertragsstaaten, Per-
sonen, die sie als unerwünscht ansehen, die Ein-
reise oder den Aufenthalt zu verweigern, nicht
berührt.

Artikel 6

(1) Das Abkommen tritt 60 Tage nach seiner
Unterzeichnung in Kraft.
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(2) Das Abkommen ist auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Es tritt drei Monate nach dem Zeit-
punkt außer Kraft, zu dem einer der Vertrags-
partner dem anderen auf diplomatischem Wege
seine Absicht mitgeteilt hat, das Abkommen zu
kündigen.

(3) Das Abkommen ist in zwei Exemplaren, in
deutscher und ungarischer Sprache abgefaßt. Beide
Exemplare sind authentisch.

Wien, am 29. April 1969

Für die Bundesregierung der Republik Österreich:

Dr. Kurt Waldheim m. p.

Für die Regierung der Ungarischen Volksrepu-
blik:

Dr. Jenö Simó m. p. Klaus

1 6 8 . Vereinbarung vom 19. Feber 1969
zwischen dem Bundesministerium für Ver-
kehr und verstaatlichte Unternehmungen als
Oberste Zivilluftfahrtbehörde der Republik
Österreich und der Generaldirektion der
Zivilluftfahrt im Verkehrs- und Post-
ministerium als Oberste Luftfahrtbehörde
der Ungarischen Volksrepublik über die Ab-
änderung des Anhanges 1 und 2 des Abkom-
mens zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Ungarischen
Volksrepublik über den Luftverkehr vom
17. Juli 1959, BGBl. Nr. 76/1960, in der Fas-
sung der Kundmachung BGBl. Nr. 98/1968

Die Generaldirektion der Zivilluftfahrt im
Verkehrs- und Postministerium als Oberste Luft-
fahrtbehörde der Ungarischen Volksrepublik und
das Bundesministerium für Verkehr und verstaat-
lichte Unternehmungen als Oberste Zivilluft-
fahrtbehörde der Republik Österreich vereinbaren
gemäß Art. XVI Abs. 2 des Luftverkehrsabkom-
mens vom 17. Juli 1959:

1. zu Anhang 1, Abschnitt C des Abkommens:
Die von den vertragschließenden Teilen namhaft
gemachten Luftbeförderungsunternehmen sind
berechtigt, planmäßige Flugdienste auf folgenden
Flugstrecken mit Verkehrsrechten der fünften
Luftfreiheit zu betreiben:

Österreichische Fluglinien von internationalen
Flughäfen in Österreich über internationale Flug-
häfen in Ungarn nach zwei Punkten darüber hin-
aus und umgekehrt. Diese beiden Punkte werden
von den beiden Luftfahrtbehörden festgelegt
werden, wenn dies österreichischerseits verlangt
wird.

Ungarische Fluglinien von internationalen Flug-
häfen in Ungarn über internationale Flughäfen
in Österreich nach Berlin-Schönefeld und nach
Tunis und umgekehrt.

2. zu Anhang 2, Abschnitt B des Abkommens:
Die Anträge auf Genehmigung nichtplanmäßiger
Flüge sind von den namhaft gemachten Luft-
beförderungsunternehmen mindestens 24 Stunden
vor Beginn des Fluges bei der zuständigen Luft-
fahrtbehörde des anderen vertragschließenden
Teiles einzureichen. Nichtplanmäßige Flüge sollen
die planmäßigen Flugdienste nicht beeinträch-
tigen. Die Anträge müssen außerdem an den
ersten fünf Wochentagen spätestens um 14.00 Uhr
und am Samstag spätestens um 10.00 Uhr vor-
mittags bei der zuständigen Luftfahrtbehörde
einlangen. Sonntags können Anträge nicht einge-
bracht werden. Als zuständige Luftfahrtbehörde
gilt in Ungarn die Flugsicherungsstelle (Air
Traffic Control) Budapest.

3. Diese Vereinbarung tritt mit 1. April 1969
in Kraft und gilt bis 31. März 1970.

Die vorliegende Vereinbarung ist gemäß
Art. XVI Abs. 2 des obgenannten Luftverkehrs-
abkommens durch Notenwechsel zwischen der
Österreichischen Botschaft in Budapest und dem
Ministerium des Äußeren der Ungarischen Volks-
republik vom 13. März 1969 bzw. 14. April 1969
bestätigt worden. Sie ersetzt gemäß Z. 1 des am
19. Feber 1969 in Wien von den Vertretern der
obersten Zivilluftfahrtbehörden Österreichs und
Ungarns unterzeichneten Beratungsprotokolls die
Vereinbarung vom 8. November 1966, BGBl.
Nr. 151/1967, in der Fassung der Kundmachung
BGBl. Nr. 98/1968.

Klaus



1032


